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Allgemeine Verkaufsbedingungen 
der MC Technologies GmbH, Kabelkamp 2, 30179 Hannover 

 
 
 
 

§ 1 Allgemeines – Geltungsbereich 

(1) Unsere Verkaufsbedingungen gelten ausschließlich; entge-
genstehende oder von unseren Verkaufsbedingungen abwei-
chende Bedingungen des Bestellers erkennen wir nicht an, es 
sei denn, wir hätten ausdrücklich schriftlich ihrer Geltung zu-
gestimmt. Unsere Verkaufsbedingungen gelten auch dann, 
wenn wir in Kenntnis entgegenstehender oder von unseren 
Verkaufsbedingungen abweichender Bedingungen des Bestel-
lers die Lieferung an den Besteller vorbehaltlos ausführen. 
Diese Verkaufsbedingungen gelten auch für alle künftigen Ge-
schäfte. 

(2) Alle Vereinbarungen, die zwischen uns und dem Besteller 
zwecks Ausführung dieses Vertrages getroffen werden, sind in 
diesem Vertrag schriftlich niedergelegt. 

(3) Auf Einkaufsgeschäfte und auf Verträge mit Verbrauchern fin-
den diese Verkaufsbedingungen keine Anwendung. 

(4) Teillieferungen sind zulässig, soweit sie dem Besteller zumut-
bar sind. 

§ 2 Angebot – Angebotsunterlagen 

(1) Unsere Angebote sind nicht bindend, sondern als Aufforde-
rung an den Besteller zu verstehen, ein Vertragsangebot zu 
machen. Der Vertrag kommt durch die Bestellung des Bestel-
lers und die Annahme durch uns zustande. Weicht diese von 
der Bestellung ab, gilt sie als neues unverbindliches Angebot 
durch uns.  

(2)  An Abbildungen, Zeichnungen, Kalkulationen und sonstigen 
Unterlagen behalten wir uns unsere eigentums- und urhebe-
rechtlichen Verwertungsrechte uneingeschränkt vor. Die Un-
terlagen dürfen nur nach unserer vorherigen Zustimmung Drit-
ten zugänglich gemacht werden und sind, wenn uns kein Auf-
trag erteilt wird, uns auf Verlangen unverzüglich zurückzuge-
ben. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Unterlagen 
des Bestellers, diese dürfen jedoch solchen Dritten zugänglich 
gemacht werden, denen wir zulässigerweise Lieferungen über-
tragen haben. 

(3) Für dem Umfang der Lieferungen sind die beiderseitigen 
schriftlichen Erklärungen maßgeblich. 

§ 3 Preise – Zahlungsbedingungen 

(1) Die Preise verstehen sich „ab Werk“ausschließlich Verpa-
ckung; zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatz-
steuer. Der Rechnungsbetrag ist innerhalb von 10 Tagen nach 
Ausstellung der Rechnung ohne Abzug zahlbar. Skontoabzü-
ge sind nur zulässig, wenn diese vereinbart wurden oder in der 
Rechnung angeboten werden. 

(2) Haben wir die Aufstellung oder Montage übernommen und ist 
nicht etwas anderes vereinbart, so trägt der Besteller neben 
der vereinbarten Vergütung alle erforderlichen Nebenkosten 
wie Reise- und Transportkosten. 

(3) Sollten wir in der Zeit zwischen Vertragsschluss und Lieferung 
unsere Preise für das zu lieferende Produkt oder die Zah-
lungsbedingungen allgemein ändern, so sind wir berechtigt, 
die am Liefertag gültigen Preise oder Zahlungsbedingungen 
anzuwenden. Im Falle einer Preiserhöhung ist der Besteller 
berechtigt, innerhalb von 14 Tagen nach Mitteilung der Preis-
erhöhung vom Vertrag zurückzutreten. Das Rücktrittsrecht gilt 
nicht bei auf Dauer angelegten Lieferverträgen (Dauerschuld-
verhältnissen). 

(4) Die Nichtzahlung bei Fälligkeit stellt eine wesentliche Verlet-
zung vertraglicher Pflichten dar. 

(5) Der Besteller kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen, 
die unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. 

§ 4 Lieferzeit, Gefahrübergang 

(1) Bei den von uns mitgeteilten Lieferterminen handelt es sich 
um voraussichtliche und unverbindliche Termine, es sei 
denn, diese Termine werden von uns ausdrücklich als ver-
bindlich bezeichnet. Die Einhaltung von Fristen für Lieferun-
gen setzt den rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom Bestel-
ler zu liefernden Unterlagen, erforderlichen Genehmigungen 
und Freigaben, insbesondere von Plänen, sowie die Einhal-
tung der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen 
Verpflichtungen durch den Besteller voraus. Werde diese 
Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich 
die Fristen angemessen; dies gilt nicht, wenn wir die Verzö-
gerung zu vertreten haben.  

(2)  Ist die Nichteinhaltung der Fristen zurückzuführen auf 

 
a) höhere Gewalt, z.B. Mobilmachung, Krieg, Terrorakte. 

Epidemien, Pandemien, Aufruhr oder ähnliche Ereig-
nisse (z.B. Streik, Aussperrung), 
 

b) Virus- oder sonstige Angriffe Dritter auf unser IT-
System, soweit diese trotz Einhaltung der bei Schutz-
maßnahmen üblichen Sorgfalt erfolgen, 
 

c) Hindernisse aufgrund von deutschen, US-
amerikanischen sowie sonstigen anwendbaren natio-
nalen, EU- oder internationalen Vorschriften des Au-
ßenwirtschaftsrechts oder aufgrund sonstiger Um-
stände, die von uns nicht zu vertreten sind, oder 
 

d) nicht rechtzeitige oder ordnungsgemäße Belieferung 
von uns 

verlängern sich die Fristen entsprechend.  

(3) Die Gefahr geht auch bei frachtfreier Lieferung wie folgt auf 
den Besteller über: 

 
a) bei Lieferung ohne Aufstellung oder Montage, wenn 

sie zum Versand gebracht oder abgeholt worden ist. 
Auf Wunsch und Kosten des Bestellers wird die Liefe-
rung von uns gegen die üblichen Transportrisiken 
versichert. 

b) bei Lieferung mit Aufstellung oder Montage am Tage 
der Übernahme im eigenen Betrieb, oder, soweit ver-
einbart, nach erfolgreichem Probebetrieb.. 

(4) Wenn der Versand, die Zustellung, der Beginn, die Durch-
führung der Aufstellung oder Montage, die Übernahme im 
eigenen Betrieb oder der Probebetrieb aus vom Besteller zu 
vertretenden Gründen verzögert wird oder der Besteller aus 
sonstigen Gründen in Annahmeverzug kommt, so geht die 
Gefahr auf den Besteller über. 

(5) Kommen wir in Verzug, kann der Besteller – sofern er 
glaubhaft macht, dass ihm hieraus ein Schaden enstanden 
ist – eine Entschädigung je vollendeter Woche des Verzu-
ges von je 0,5%, insgesamt jedoch höchstens 5% des Prei-
ses für den Teil der Lieferungen verlangen, der wegen des 
Verzuges nicht zweckdienlich verwendet werden konnte. 

(6) Sowohl Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen 
Verzögerung der Lieferung als auch Schadensersatzan-
sprüche statt der Leistung, die über die in Nr. 5 genannten 
Grenzen hinausgehen, sind in allen Fällen verzögerter Liefe-
rung, auch nach Ablauf einer uns etwa gesetzten Frist zur 
Lieferung, ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit in Fällen 
des Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit oder wegen der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
gehaftet wird. Vom Vertrag kann der Besteller im Rahmen 
der gesetzlichen Bestimmungen nur zurücktreten, soweit die 
Verzögerung der Lieferung von uns zu vertreten ist. Eine 
Änderung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit 
den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 

(7) Der Besteller ist verpflichtet, auf Verlangen von uns inner-
halb einer angemessenen Frist zu erklären, ob er wegen der 
Verzögerung der Lieferung vom Vertrag zurücktritt oder auf 
Lieferung besteht. 

(8) Werden Versand oder Zustellung auf Wunsch des Bestellers 
um mehr als einen Monat nach Anzeige der Versandbereit-
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schaft verzögert, können wir für jeden weiteren angefangenen 
Monat Lagergeld in Höhe von 0,5% des Preises der Gegen-
stände der Lieferungen, höchstens jedoch insgesamt 5% be-
rechnet werden. Der Nachweis höherer oder niedrigerer La-
gerkosten bleibt den Vertragsparteien unbenommen. 

§ 5 Produktbeschaffenheit  

(1) Als vereinbarte und zugesagte Beschaffenheit der Ware gilt 
grundsätzlich nur die ausdrücklich im Zuge der jeweils einzel-
nen Bestellungen vertraglich schriftlich vereinbarte Beschaf-
fenheit. Die in Produktbeschreibungen, Spezifikationen und 
Kennzeichnungen von uns beschriebene Beschaffenheit gilt 
nicht automatisch als vertraglich vereinbarte Beschaffenheit. 
Öffentliche Äußerungen oder Werbeaussagen von uns stellen 
weder Beschaffenheitsvereinbarungen noch eine nach dem 
Vertrag vorausgesetzte Verwendung dar.  

(2)  Beschaffenheits- und Eigenschaftsangaben sowie sonstige 
Angaben sind, sofern sie wirksam vertraglich vereinbart wur-
den, stets nur Eigenschaften, für die wir im Rahmen dieser 
Verkaufsbedingungen Gewähr leisten. Sie sind jedoch keine 
Garantiezusagen.. 

(3) Auch eine wirksam vereinbarte vertragliche Beschaffenheit der 
Ware befreit den Besteller nicht davon, die Verwendbarkeit der 
Ware für den vom Besteller geplanten Einsatzzweck zu prü-
fen..Wir übernehmen in keinem Fall eine wie auch immer gear-
tete Gewährleistung oder Haftung hinsichtlich der Verwend-
barkeit für einen bestimmten Einsatzzweck. 

§ 6 Mängelhaftung 

Für Sachmängel haften wir wie folgt: 

(1) All diejenigen Teile oder Leistungen sind nach unserer Wahl 
unentgeltlich nachzubessern, neu zu liefern oder neu zu er-
bringen, die einen Sachmangel aufweisen, sofern dessen Ur-
sache bereits zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. 

(2) Ansprüche auf Nacherfüllung verjähren in 12 Monaten ab ge-
setzlichem Verjährungsbeginn; Entsprechendes gilt für Rück-
tritt oder Minderung. Diese Frist gilt nicht, soweit das Gesetz 
gem. §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 (Bauwerke und Sachen für Bauwer-
ke), § 479 Abs. 1 (Rückgriffsanspruch) und § 634a Abs. 1 Nr. 
2 (Baumängel) BGB längere Fristen vorschreibt, bei Vorsatz, 
arglistigem Verschweigen des Mangels sowie bei Nichteinhal-
tung einer Beschaffenheitsgarantie. Die gesetzlichen Rege-
lungen über Ablaufhemmung, Hemmung und Neubeginn der 
Fristen bleiben unberührt. 

(3) Mängelrügen des Bestellers haben unverzüglich schriftlich zu 
erfolgen.  

(4) Bei Mängelrügen dürfen Zahlungen des Bestellers in einem 
Umfang zurückbehalten werden, der in einem angmessenen 
Verhältnis zu den aufgetretenen Sachmängeln steht. Der Be-
steller kann Zahlungen nur zurückbehalten, wenn eine Män-
gelrüge geltend gemacht wird, über deren Berechtigung kein 
Zweifel bestehen kann. Ein Zurückbehaltungsrecht des Bestel-
lers besteht nicht, wenn seine Mängelansprüche verjährt sind. 
Erfolgte die Mängelrüge zu Unrecht, sind wir berechtigt, die 
uns entstandenen Aufwendungen vom Besteller ersetzt zu 
verlangen. 

(5) Uns ist Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb angmessener 
Frist zu gewähren. Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der 
Besteller – unbeschadet etwaiger Schadensersatzansprüche 
gem. Nr. 9– vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung 
mindern.  

(6) Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Ab-
weichung von der vereinbarten Beschaffenheit, bei nur uner-
heblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, bei natürlicher 
Abnutzung oder Schäden, die nach dem Gefahrübergang in-
folge fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, übermäßiger 
Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel oder die auf-
grund besonderer äußerer Einflüsse entstehen, die nach dem 
Vertrag nicht vorausgesetzt sind. Werden vom Besteller oder 
von Dritten unsachgemäß Änderungen oder Instandsetzungs-
arbeiten vorgenommen, so bestehen für diese und die daraus 
resultierenden Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche.  

(7) (Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zweck der Nacher-
füllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-
, Wege- ,Arbeits- und Materialkosten, sind ausgeschlossen, 
soweit die Aufwendungen sich dadurch erhöhen, weil der Ge-
genstand der Lieferung nachträglich an einen anderen Ort als 
die Niederlassung des Bestellers verbracht worden ist, es sei 

denn, die Verbringung entspricht dem bestimmungsmäßigen 
Gebrauch. 

(8) Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen uns gem. § 478 
BGB (Rückgriff des Unternehmens) bestehen nur insoweit, 
als der Besteller mit seinen Abnehmern keine über die ge-
setzlichen Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarun-
gen getroffen hat. Für den Umfang des Rückgriffsanspruchs 
des Bestellers gegen uns gem. § 478 Abs. 2 BGB gilt ferner 
Nr. 7 entsprechend. 

(9) Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen eines 
Sachmangels sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht bei arglis-
tigem Verschweigen des Mangels, bei Nichteinhaltung einer 
Beschaffenheitsgarantie, bei Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit und bei einer vorsätzlichen 
oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung durch uns. Eine Än-
derung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit 
den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. Weiterge-
hende oder andere als in diesem Abschnitt 6 geregelte An-
sprüche des Bestellers wegen eines Sachmangels sind 
ausgeschlossen. 

§ 7 Sonstige Schadensersatzansprüche des 

Bestellers 

(1) Soweit nicht anderweitig in diesen Verkaufsbedingungen ge-
regelt, sind Schadensersatzansprüche des Bestellers, gleich 
aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen der Verlet-
zung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus uner-
laubter Handlung ausgeschlossen. 

 

(2) Dies gilt nicht, soweit wie folgt gehaftet wird; 
 

a) nach dem Produkthaftungsgesetz 
b) bei Vorsatz 
c) bei grober Fahrlässigkeit von Inhabern, gesetzlichen 

Vertretern oder leitenden Angestellten; 
d) bei Arglist 
e) bei Nichteinhaltung einer übernommenen Garantie; 
f) wegen der schuldhaften Verletzung wesentlicher Ver-

tragspflichten. 

Der Schadensersatzanspruch für die Verletzung wesentli-
cher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht ein anderer 
der vorgenannten Fälle vorliegt.  

(3) Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers 
ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 

 
§ 8 Eigentumsvorbehalt 

(1) Die Gegenstände der Lieferungen (Vorbehaltsware) bleiben 
unser Eigentum bis zur Erfüllung sämtlicher uns gegen den 
Besteller aus der Geschäftsbeziehung zustehenden Ansprü-
che. Soweit der Wert aller Sicherungsrechte, die uns zu-
stehen, die Höhe aller gesicherten Ansprüche um mehr als 
20% übersteigt, werden wir auf Wunsch des Bestellers ei-
nen entspechenden Teil der Sicherungsrechte freigeben; 
uns steht die Wahl der Freigabe zwischen den verschiede-
nen Sicherungsrechten zu. Während des Bestehens des Ei-
gentumsvorbehalts ist dem Besteller eine Verpfändung oder 
Sicherungsübereignung untersagt und die Weiterveräuße-
rung nur Wiederverkäufern im gewöhnlichen Geschäftsgang 
und nur unter der Bedingung gestattet, dass der Wiederver-
käufer von seinem Kunden Bezahlung erhält oder den Vor-
behalt macht, dass das Eigentum erst auf den Kunden 
übergeht, wenn dieser seine Zahlungsverpflichtungen erfüllt 
hat. 

(2) Bei Pfändungen, Beschlagnahmen und sonstigen Verfügun-
gen oder Eingriffen Dritter hat der Besteller uns unverzüglich 
zu benachrichtigen. Der Besteller ist verpflichtet, die Vorbe-
haltswarepfleglich zu behandeln; insbesondere ist er ver-
pflichtet, diese auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- 
und Diebstahlsschäden ausreichend zum Neuwert zu versi-
chern. Sofern Wartungs- und Inspektionsarbeiten erforder-
lich sind, muss der Besteller diese auf eigene Kosten recht-
zeitig durchführen. 

(3) Veräußert der Besteller die Vorbehaltsware weiter, so tritt er 
bereits jetzt seine künftigen Forderungen aus der Weiter-
veräußerung gegen seine Kunden mit allen Nebenrechten 
sicherungshalber an uns ab, ohne dass es weiterer beson-
derer Erklärungen bedarf. Wird die Vorbehaltsware zusam-
men mit anderen Gegenständen veräußert, ohne dass für 
die Vorbehaltsware ein Einzelpreis vereinbart wurde, so tritt 
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der Besteller denjenigen Teil der Gesamtpreisforderung an 
uns ab, der dem von uns in Rechnung gestellten Preis der 
Vorbehaltsware entspricht.  

(4) Dem Besteller ist es gestattet, die Vorbehaltsware zu verarbei-
ten oder mit anderen Gegenständen zu vermischen oder zu 
verbinden. Die Verarbeitung erfolgt für uns. Der Besteller ver-
wahrt die dabei entstehende neue Sache für uns mit der Sorg-
falt eines ordentlichen Kaufmanns. Die neue Sache gilt als 
Vorbehaltsware. 

Wir und der Besteller sind uns bereits jetzt darüber einig, dass 
bei Verbindung oder Vermischung mit anderen, nicht uns ge-
hördenden Gegenständen, uns in jedem Fall Miteigentum an 
der neuen Sache in Höhe des Anteils zusteht, der sich aus 
dem Verhältnis des Wertes der verbundenen oder vermischen 
Vorbehaltsware zum Wert der übrigen Ware zum Zeitpunkt der 
Verbindung oder Vermischung ergibt. Die neue Sache gilt in-
soweit als Vorbehaltsware. 

Die Regelung über die Forderungsabtretung nach Nr. 3 gilt 
auch für die neue Sache. Die Abtretung gilt jedoch nur bis zur 
Höhe des Betrages, der dem von uns in Rechnung gestellten 
Wert der verarbeiteten, verbundenen oder vermischten Vorbe-
haltsware entspricht. 

Verbindet der Besteller die Vorbehaltsware mit Grundstücken 
oder beweglichen Sachen, so tritt er, ohne dass es weiterer 
besonderer Erklärungen bedarf, auch seine Forderung, die 
ihm als Vergütung für die Verbindung zusteht, mit allen Neben-
rechten sicherungshalber in Höhe des Verhältnisses des Wer-
tes der verbundenen Vorbehaltsware zu den übrigen verbun-
denen Waren zum Zeitpunkt der Verbindung an uns ab. 

(5) Bis auf Widerruf ist der Besteller zur Einziehung abgetretener 
Forderungen aus der Weiterveräußerung befugt. Bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes, insbesondere bei Zahlungsverzug, 
Zahlungseinstellung, Eröffnung eines Insolvenzverfahres oder 
begründeten Anhaltspunkten für eine Überschuldung oder 
drohende Zahlungsunfähigkeit des Bestellers, sind wir berech-
tigt, die Einziehungsermächtigung des Bestellers zu widerru-
fen. Außerdem können wir nach vorheriger Androhung unter 
Einhaltung einer angemessenen Frist die Sicherungsabtretung 
offenlegen, die abgetretenen Forderungen verwerten, sowie 
die Offenlegung durch den Besteller gegenüber dem Kunden 
verlangen. 

§ 9 Unmöglichkeit, Vertragsanpassung 

(1) Soweit die Lieferung unmöglich ist, ist der Besteller berechtigt, 
Schadensersatz zu verlangen, es sei denn, dass wir die Un-
möglichkeit nicht zu vertreten haben. Jedoch beschränkt sich 
der Schadensersatzanspruch des Bestellers auf 10% des 
Wertes desjenigen Teils der Lieferung, der wegen der Unmög-
lichkeit nicht zweckdienlich verwendet werden kann. Diese 
Beschränkung gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, der 
groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des Lebens, 
des Körpers oder der Gesundheit zwingend gehaftet wird; eine 
Änderung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist hier-
mit nicht verbunden. Das Recht des Bestellers zum Rücktritt 
vom Vertrag bleibt unberührt. 

(2) Sofern Ereignisse im Sinne von § 4 Nr. 2a – c) die wirtschaftli-
che Bedeutung oder den Inhalt der Lieferung erheblich verän-
dern oder auf unseren Betrieb erheblich einwirken, wird der 
Vertrag unter Beachtung von Treu und Glauben angemessen 
angepasst. Soweit dies wirtschaftlich nicht vertretbar ist, steht 
uns das Recht zu, vom Vertrag zurückzutreten. Wollen wir von 
diesem Rücktrittsrecht Gebrauch machen, so haben wir dies 
nach Erkenntnis der Tragweite des Ereignisses dem Besteller 

unverzüglich mitzuteilen und zwar auch dann, wenn zu-
nächst mit dem Besteller eine Verlängerung der Lieferzeit 
vereinbart war. 

§ 10 Gerichtsstand und anwendbares Recht 

(1) Sofern der Besteller Kaufmann ist, ist bei allen aus dem Ver-
tragverhältnis unmittelbar oder mittelbar sich ergebenden 
Streitigkeitkeiten unser Geschäftssitz Gerichtsstand; wir sind 
jedoch berechtigt, am Sitz des Bestellers zu klagen. 

(2) Der Vertrag einschließlich seiner Auslegung unterliegt dem 
Recht der Bundesrepublik Deutschland; die Anwendung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge 
über den internationalen Warenkauf (CISG) ist ausge-
schlossen. 

(3) Erfüllungsort für die Lieferung ist unser Geschäftssitz. 

§ 11 Salvatorische Klausel 

Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit ein-
zelner Punkte in seinen übrigen Teilen wirksam. Das gilt 
nicht, wenn das Festhalten an dem Vertrag eine unzumutba-
re Härte für eine Partei darstellen würde. Die Parteien des 
Vertrages werden zusammenarbeiten, um den unwirksamen 
Teil durch einen wirksamen Teil zu ersetzen, der dem un-
wirksamen Teil möglichst nahe kommt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 


